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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2021/04/0101 E 3. September 2024 RS 4 

Stammrechtssatz 

Kommt der Auftraggeber zum Ergebnis, dass das Angebot betriebswirtschaftlich nicht erklär- und 
nachvollziehbar ist, hat er gemäß § 138 Abs. 5 erster Satz BVergG 2018 vom Bieter eine verbindliche 
Aufklärung zu verlangen. Die Aufklärung hat nach der Rechtsprechung des EuGH in kontradiktorischer 
Weise zu erfolgen, indem der Auftraggeber Aufklärung über die Elemente des als ungewöhnlich 
eingestuften Angebots zu verlangen hat, die seine Zweifel konkret hervorgerufen haben (etwa durch 
Aufforderung zur Vorlage der erforderlichen Belege für die Seriosität des Angebots). Anschließend hat 
der Auftraggeber dieses Angebot unter Berücksichtigung der Erläuterungen, die der Bieter auf dieses 
Verlangen hin eingereicht hat, zu beurteilen. Dadurch soll Willkür des Auftraggebers verhindert und ein 
gesunder Wettbewerb zwischen den Unternehmen gewährleistet werden (vgl. etwa EuGH 29.3.2012, C-
599/10, SAG ELV Slovensko u.a., Rn. 28, mit Hinweis auf EuGH 27.11.2001, C-285/99 und C-286/99, 
Lombardini und Mantovani, Rn. 46 bis 49). Die Möglichkeit des Bieters, dem Auftraggeber vor dessen 
Entscheidung über ein allfälliges Ausscheiden die Seriosität seines Angebots darzulegen, setzt voraus, 
dass der Auftraggeber im Zuge seines Verlangens um Aufklärung dem Bieter gegenüber jene Punkte 
offenlegt, die ihm im Rahmen der vertieften Angebotsprüfung zweifelhaft erscheinen (vgl. EuGH 
27.11.2001, C-285/99 und C-286/99, Lombardini und Mantovani, Rn. 58). 
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